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Analyse Nr. 9 vom 25. MŠrz 2011 

Sicherheitsratsresolution 1970 (2011) – 
Rechtsgrundlage fŸr Ermittlungen in Libyen  
von Dr. Robert Frau, Frankfurt (Oder) 

 

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat die Situation i n Libyen 2011 an den 

Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag überwiesen. Der Sicherheitsrat 

orientiert sich an der †berweisungsresolution im Falle Darfurs . Die 

†berweisungsresolution fŸr die  Situation in Libyen  wirft  einige neue Rechtsfragen 

auf. Im Ergebnis ist d ie Resolution 1970 (2011) dennoch rechtmŠ§ig. Nunmehr ist 

der IStGH zur strafrechtlichen Aufarbeitung der Proteste in Libyen zustŠndig.  

 

 

D ie Lage in Libyen : Gefahr fŸr den Weltfrie den oder rein innerstaatliche 

Angelegenheit?  

1 Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen kann eine Überweisungsresolution an 

den IStGH nur im Rahmen des siebten Kapitels der Charta der Vereinten Nationen 

(VNCh) beschliessen. Erforderlich für ein solches Handeln ist, dass eine GefŠhrdung 

oder ein Bruch des Weltfriedens oder eine Angriffshandlung festgestellt wird, 

Art.  39 VNCh. Die Bewertung der Tatsachen, also die Frage, ob eine Gefährdung des 

Weltfriedens vorliegt, obliegt allein dem Sicherheitsrat, er hat e inen weitreichenden 

Beurteilungsspielraum . Regelmäßig geschieht dies durch die Formulierung 

ãdetermining that the situation in X constitutes a threat to international peace and 

security Ò. Problematisch ist, dass der Sicherheitsrat in Resolution  1970 (2011)  eine 

solche ausdrŸckliche Feststellung nicht trifft.  

2 In der Wissenschaft wird verschiedentlich eine Pflicht zur ausdrŸcklichen 

Feststellung gefordert. Begründet wird dies damit, dass Art. 39 VNCh eine solche 

Verpflichtung wohl vorsehe und das es Sinn und Zweck einer solchen Feststellung sei, 

den Staaten deutlich aufzuzeigen, dass es sich um eine Resolution nach Kapitel VII 

VNCh handelt, die zu befolgen ist. 

3 Eine Wortlautauslegung der verschiedenen Sprachfassungen der Charta, wie sie 

nach Art. 111 Satz 1 VNCh und Art. 33 Abs. 1 Wiener Übereinkommen über das Recht 

der VertrŠge von 1969 (W†V) erforderlich ist, beantwortet  die Frage einer Pflicht zur 

ausdrŸcklichen Feststellung nicht. 

4 Eine teleologische Auslegung fŸhrt aber zu einem Ergebnis. Sinn und Zweck der 

Charta und insb. Art.  39 VNCh ist es nŠmlich, dass sich der Sicherheitsrat bewusst 

wird, im Rahmen von Kapitel VII VNCh zu handeln, d ies den Staaten deutlich 
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gemacht wird, damit diese um ihre Verpflichtung nach Art.  25 VNCh wissen und ein 

effektives Handeln des Sicherheitsrates zu ermšglichen. 

5 Allerdings werden diese Ziele nicht nur durch eine ausdrŸckliche Feststellung 

erreicht Ð immerhin besteht Einigkeit, das auch kein ausdrŸcklicher Verweis auf 

Art.  39 VNCh erforderlich ist -, sondern auch dadurch, dass der Sicherheitsrat 

ausdrŸcklich erwŠhnt, dass er unter Kapitel VII VNCh tŠtig wird.  In der Praxis betont 

der Sicherheitsrat: ãActing under Chapter VII of the Charter of the United Nations.Ò 

In Res. 1970 (2011) fehlt zwar die Feststellung, dass eine GefŠhrdung des 

Weltfriedens vorliegt, die Feststellung, dass es sich um eine Ma§nahme nach Kapitel 

VII VNC h handelt, wird aber getroffen.  

6 Diese Feststellung allein ist nicht ausreichend. Vielmehr ist mit Andreas 

Zimmermann  zu fordern, dass in einem solchen Fall objektiv eine Lage vorliegt, die 

als GefŠhrdung des Weltfriedens angesehen werden kann. Andernfalls wŠren die 

Voraussetzungen, die Art. 39 VNCh erfordert, nŠmlich dass eine solche Gefahr 

vorliegt, ŸberflŸssig. 

7 Die Lage in Libyen stellt eine Gefährdung des Weltfriedens dar. 

(a) Tausende Libyer fliehen in die Nachbarstaaten. Solche FlŸchtlingsstršme 

gelten als das klassische Beispiel von spill -over-Effekten, die aus einem rein 

internen Konflikt eine Gefahr fŸr die internationale Gemeinschaft machen. 

(b) In  Libyen finden schwere Menschenrechtsverletzungen und wohl auch 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit statt. Diese sind nach dem Völkerrecht 

verboten. Damit ist die domaine rŽservŽ Libyens nicht berŸhrt, es handelt sich 

gerade nicht um eine rein innerstaatliche Angelegenheit ohne BerŸhrung des 

Všlkerrecht s. 

Sowohl auf die Flüchtlingsströme als auch auf die schweren 

Menschenrechtsverletzungen nimmt der Sicherheitsrat ausdrŸcklich Bezug; in 

allen bisherigen Libyen-Resolutionen des Jahres 2011 Šu§ert er seine Besorgnis 

Ÿber die VorfŠlle. 

(c) Die Lage in Libyen ist ein nicht -internationaler bewaffneter Konflikt, m. a. W. 

ein BŸrgerkrieg (Rn. 10 ff.). In solchen nicht -internationalen bewaffneten 

Konflikten gilt das humanitŠre Všlkerrecht.  Auch damit  handelt sich nicht mehr 

um eine rein innerstaatliche Angelegenheit ohne BerŸhrung des Všlkerrecht s. Da 

spill -over-Effekte vorliegen, kann dahingestellt bleiben, ob das blo§e Vorliegen 
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eine všlkerrechtlich geregelten Lage (des BŸrgerkrieges) eine Friedensbedrohung 

darstellt . 

(d) Derzeit finden in zahlreichen Staaten der Region Proteste statt. Der 

Jahresbeginn 2011 ist geprŠgt von teilweise gewalttŠtigen Demonstrationen der 

Bevšlkerungen gegen ihre Regierungen und politischen Systeme. UnabhŠngig 

davon, ob die Demonstranten demokratische Reformen anstreben oder wie gro§ 

der Anteil der Bevšlkerung an den Demonstranten ist, kann die Protestwelle in 

mehreren Staaten nicht ignoriert werden. Der Sicherheitsrat kann sich damit auf 

die politische Gro§wetterlage berufen, um ein erfolgreiches Vorbild Gaddafi zu 

verhindern.  

8 Damit sind die Handlungsvoraussetzungen aus Art. 39 VNCh erfŸllt, der 

Sicherheitsrat hat die Situation in Libyen  in rechtlich nicht zu beanstandender Weise 

an den IStGH Ÿberweisen. 

EinschrŠnkung der Gerichtsbarkeit ratione personae  

9 Wie schon in der †berweisung der Darfur -Situation an den IStGH nimmt der 

Sicherheitsrat bestimmte Personen von der Gerichtsbarkeit des IStGH aus. Es 

handelt sich vor allem um Angehšrigen von Staaten, die nicht Vertragspartei des 

IStGH-Statuts sind. Da der IStGH aber nur aufgrund einer Resolution des 

Sicherheitsrat Ÿber Taten in Libyen, einer Nichtvertragspartei, tŠt ig werden darf, und 

der Sicherheitsrat nur wenigen Beschränkungen in seiner Maßnahmenauswahl 

unterliegt, ist die Gerichtsbarkei tsausnahme rechtlich zulŠssig (vgl. R. Frau, 

Sicherheitsratsresolution 1593 [2005]  Ð Wirksame všlkerrechtliche Grundlage fŸr 

Maßnahmen des IStGH im Darfur-Konflikt , DarfurSituation. org Analyse Nr. 1, 2010, 

Rn. 9 ff.). 

Anwendbarkeit des humanitŠren Všlkerrechts  

10 Der Sicherheitsrat erinnert die libysche Regierung daran, dass sie ihren 

Verpflichtungen aus dem humanitŠren Všlkerrecht nac hkommen muss. Er geht 

damit von einer Anwendbarkeit  des humanitären Všlkerrechts in Libyen aus. 

Anwendbar ist das humanitŠre Všlkerrecht nur in bewaffneten Konflikten.  

11 Ob ein solcher vorliegt, ist nicht ohne weiteres auszumachen. Der Konflikt 

zwischen der libyschen Regierung und den Rebellen kšnnte ein nicht-internationaler 

bewaffneter Konflikt sein. Was genau darunter zu verstehen ist, ist fraglich: Die 

verschiedenen vertragsrechtlichen Definitionen unterscheiden sich, ebenso wie die 

gewohnheitsrechtlichen Ma§stŠbe. Das Zweite Zusatzprotokoll der Genfer 
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Abkommen, dessen Vertragspartei Libyen ist, ist nach dem restriktiven Art.  1 Abs. 1 

anwendbar in allen bewaffneten Konflikten ãdie im Hoheitsgebiet einer Hohen 

Vertragspartei zwischen deren StreitkrŠften und abtrŸnnigen StreitkrŠften oder 

anderen organisierten bewaffneten Gruppen stattfinden, die unter einer 

verantwortlichen FŸhrung eine solche Kontrolle Ÿber einen Teil des Hoheitsgebiets 

der Hohen Vertragspartei ausŸben, dass sie anhaltende, koordinierte 

Kampfhandlungen durchführen und dieses Protokoll anzuwenden vermögen.“ Auf 

ãFŠlle innerer Unruhen und Spannungen wie Tumulte vereinzelt auftretende 

Gewalttaten und andere Šhnliche HandlungenÒ findet das Protokoll gemŠ§ 

Art.  1 Abs. 2 keine Anwendung. 

12 Die Schwelle zum nicht -internationalen bewaffneten Konflikt ist in jedem Fall 

dann Ÿberschritten, wenn die AufstŠndischen Teile des Staatsgebietes kontrollieren 

und Gewalt einer bestimmten IntensitŠt eingesetzt wird.  

13 Der Beginn der Proteste muss daher als Fall innerer Unruhe angesehen werden. 

Dies hat sich erst durch die zunehmende Gewalt geŠndert. Aufgrund der unklaren 

Tatsachenlage ist es an dieser Stelle allerdings unmšglich, einen genauen Beginn zu 

bestimmen. Der Beginn der AufstŠnde, ohne Gewalt von Seiten der Rebellen, ist nicht 

der Beginn des internen Konflikts. Auch die GrŸndung des Nationalen 

†bergangsrates ist nur als rein symbolische Handlung zu sehen. Sinnvoll und 

vertretbar hingegen ist es, den Bürgerkrieg mit der ersten Einnahme einer Stadt 

durch die Rebellen beginnen zu lassen, nŠmlich Brega am 25. Februar 2011. Zu 

diesem Zeitpunkt setzen die Rebellen erhšhte Gewalt ein und kontrollieren einen Teil 

des Staatsgebietes. Dieses spricht auch fŸr eine Organisation der Rebellen, selbst 

wenn diese nur rudimentär sein sollte. 

14 Der Sicherheitsrat hat mit Res. 1973 (2011) die Staaten dazu ermŠchtigt, 

militŠrische Gewalt gegen Libyen einzusetzen. Die Staaten fliegen Luftangriffe, somit 

wird zwischen zwei Všlkerrechtssubjekten Gewalt einer gewissen Intensität 

eingesetzt: dies zieht einen internationalen bewaffneten Konflikt nach sich.  

15 Beide Konflikte finden parallel statt. Es kann zu einer Verschmelzung zu einem 

einzigen internationalen bewaffneten Konflikt kom men, wenn die Staaten auf Seiten 

der Rebellen, also als deren Ersatzluftstreitmacht, in den internen Konflikt 

eingreifen. 

Begehung von Kriegsverbrechen und strafrechtlicher Ma§stab  

16 Sowohl in einem nicht -internationalen als auch in einem internationalen 

bewaffneten Konflikt kšnnen Kriegsverbrechen begangen werden. Dies Ÿbersieht der 
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Sicherheitsrat, wenn er seiner Sorge Ÿber mšgliche Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit Ausdruck verleiht und nicht auf mšgliche Kriegsverbrechen eingeht.  

17 FŸr den Zeitraum vom 15.2. (Beginn des †berweisungszeitraums) bis zum 

26.2.2011 (Erlass der †berweisungsresolution) ist Ma§stab fŸr die strafrechtliche 

Bewertung allein die jeweils gewohnheitsrechtliche AusprŠgung. Denn zšge man den 

Katalog von Kriegsverbrechen in Artikel 8 Absatz 2 IStGH-Statut heran, dann 

verstie§e dies gegen den Grundsatz des nullum crimen sine lege  aus Art.  22 f. IStGH-

Statut. Libysche Staatsangehšrige mussten ihr Verhalten vor der 

†berweisungsresolution nicht an dem IStGH -Statut, sondern am Gewohnheitsrecht 

ausrichten, an diesem Ma§stab mŸssen sie sich daher im Nachhinein messen lassen. 

18 Dies mag politisch unerwŸnscht sein, rechtlich ergeben sich jedoch keine 

StrafbarkeitslŸcken. Denn auch das Gewohnheitsrecht sieht StraftatbestŠnde fŸr 

Kriegsverbrechen vor, unabhŠngig ob es sich um einen internat ionalen oder nicht-

international en Konflikt handelt . Der gewohnheitsrechtliche Ma§stab dŸrfte flexibler 

sein, da er einen weit gefassten Tatbestand vorsieht, anders als der ausfŸhrliche Ð 

und damit beschrŠnkte Ð  Katalog des Art. 8 Abs. 2 IStGH-Statut. 

19 Der Zeitraum seit der SicherheitsratsŸberweisung, also seit dem 26.2.2011 ist 

dagegen anders zu beurteilen. Nimmt man eine Legislativkompetenz des 

Sicherheitsrat an, die sich auch auf die Schaffung von všlkerstrafrechtlichen 

TatbestŠnden bezšge, dann hat der Sicherheitsrat durch die †berweisung auf das 

Statut verwiesen und damit den Straftatenkatalog erweitert.  FŸr den Zeitraum 

zwischen dem 15. Februar 2011 und dem 26. Februar 2011 bleibt es auch nach dieser 

Auffassung beim Gewohnheitsrecht, denn sowohl der Sicherheitsrat als auch die 

Organe des IStGH sind an das RŸckwirkungsverbot gebunden. 

ImmunitŠten  

20 Völkerstrafrechtliche Strafverfolgung setzt auf der Makroebene, den 

Regierungschefs und ihrem Umfeld, an. Beliebte Verteidigungstrategie der 

VerdŠchtigen ist es, sich auf ImmunitŠten zu berufen. Solche Immunitäten sind nach 

Art.  27 Abs. 1 IStGH-Statut allerdings nicht zu berŸcksichtigen. Aber dieser 

vertragsrechtliche Ausschluss gilt  gerade nicht fŸr die Nichtvertragspartei Libyen. 

Auch hier gelten, analog zur Begründung des strafrechtlichen Maßstabs, nur die 

gewohnheitsrechtlichen Ausnahmen der ImmunitŠt.  

21 Auch Gaddafi selbst kann keine Immunität in Anspruch nehmen. Am einfachsten 

kann dies durch €u§erungen von Gaddafi begrŸndet werden, er nimmt fŸr sich in 

Anspruch, kein Staatsamt zu bekleiden sondern nur RevolutionsfŸhrer zu sein. 
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22 DarŸber hinaus geht die herrschende Meinung davon aus, dass ImmunitŠten und 

folglich auch Ausnahmen von diesen ImmunitŠten weit gefasst sind. 

AnknŸpfungspunkte sind damit  nicht ausschlie§lich amtliche Eigenschaften, sondern 

auch de-facto-Positionen. Im Falle Gaddafis ist deutlich, dass er das de-facto-

Staatsoberhaupt oder der de-facto-Regierungschef ist: fremde StaatsoberhŠupter und 

Regierungschefs treffen sich mit ihm, nicht mit dem formellen Staatsoberhaupt und 

Sekretär des Allgemeinen Volkskongresses, Mohamed Abu Qasm Zwai , oder dem 

formellen Regierungschef Al-Baghdadi Ali Al-Mahmudi , dem GeneralsekretŠr des 

Allgemeinen Volkskomitees. Davon geht auch das deutsche Bundesregierung aus, die 

Gaddafi  auf den Internetseiten des AuswŠrtigen Amtes als de-facto-Staatsoberhaupt 

bezeichnet. 

Kooperationspflichten Libyens  

23 Libyen ist weder Vertragspartei des IStGH-Statuts noch hat es Statut 

unterschrieben, so dass auch das Frustrationsverbot aus Art. 18 W†V nicht 

einschlŠgig ist. Dennoch wird fŸr diese Situation Libyen wie eine Vertragspartei 

behandelt, es ist nach dem Teil 9 des Statuts zur vollstŠndigen Kooperation mit dem 

IStGH verpflichtet. Dies gilt, weil der Sicherheitsrat sich das gesamte Statut zu Eigen 

macht und implizit auf das gesamte Statut verweist, Ausnahmen oder 

EinschrŠnkungen macht er weder ausdrücklich noch implizit. 

AnkŸndigung des IStGH -ChefanklŠgers  

24 Bereits nach wenigen Tagen hat der ChefanklŠger des IStGH angekŸndigt, 

Ermittlungen einzuleiten. Die Anklagebehörde wird sich zunächst auf Vorwürfe 

wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit konzentrieren, die von Muammar al -

Gaddafi  und seinen engsten Vertrauten begangen worden sein sollen. Dies ist aus 

drei  GrŸnden anmerkenswert. 

25 Erstens hat der ChefanklŠger damit einen Geschwindigkeitsrekord aufgestellt. 

Bisher hat er durchschnittlich wenige Monate gebraucht, um einen solchen 

Entschluss zu fassen. Meistens handelte es sich dabei um Situationen, in denen die 

Gewalt ein viel grš§eres Ausma§ hatte, als in Libyen. Auch wenn die Schnelligkeit aus 

rechtsstaalicher Sicht zu begrüßen ist, bleibt rätselhaft, warum der Ankläger diesmal 

so zŸgig entschieden hat. 

26 Zweitens Ÿbersieht der AnklŠger, dass in Libyen nicht nur Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit, sondern auch Kriegsverbrechen begangen werden kšnnen. Er wird 

seine EinschŠtzung in Zukunft korrigieren müssen (Rn. 10 ff.). 
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27 Der IStGH hat mit der Kenia -Situation eine Situation vorzul iegen, die, Šhnlich 

wie die Situation in Libyen, nicht durch langandauernde Konflikte zwischen mehr 

oder weniger deutlich erkennbaren Gruppen gekennzeichnet ist, sondern in der Teile 

der Bevšlkerung gegen die Regierungen kŠmpfen und die Gewalt innerhalb von 

wenigen Tagen auf beiden Seiten regelrecht explodiert ist. Der IStGH geht in Kenia 

dem Verdacht auf Verbrechen gegen die Menschlichkeit nach. Inner halb der 

Vorverfahrenskammer I I ist allerdings umstritten, ob die ã post-election-violenceÒ in 

Kenia wirklich das Kriterium erfŸllt, dass Handlungen ãim Rahmen eines 

ausgedehnten oder systematischen Angriffs gegen die ZivilbevšlkerungÒ durchgefŸhrt 

werden. So kann Richter Kaul  keine nationale  Organisation erkennen, die hinter den 

Gewalttaten steht. Ob dies auch im Falle Libyen problematisiert wird, bleibt 

abzuwarten, ist aber eher zweifelhaft Ð in Libyen handelt gerade die Zentralregierung 

und Richter Kaul  ist kein Mitglied der Vorverfahrenskammer I, die fŸr die Libyen -

Situation zustŠndig ist. 

Ergebnis  

28 Die Resolution 1970 (2011) ist, wie schon ihr Vorbild Resolution 1593 (2005) 

rechtmŠ§ig. Der IStGH hat nunmehr die všlkerrechtliche Grundlage, Ermittlungen 

und Strafverfahren durchzuführen. Allerdings zeigt sich, dass der Sicherheitsrat und 

der ChefanklŠger nicht alle Aspekte ausreichend berŸcksichtigt haben und die 

Behandlung der libyschen Situation weiteren Entwicklungen unterliegen wird.  
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